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gan; . 
der Zeitung ſowie alle Poſtämter des deutſchen Reiches an. 


Erſter Städtetag der Provinz Poſen. 


Am Sonnabend um 11 Uhr traf, wie bereits in Kürze be⸗ 
richtet, in der Aula der ſtädtiſchen Mittelſchule auf der Naumann⸗ 
ſtraße der von Herrn Oberbürgermeiſter Witting einberufene 
Städtetag der Provinz Poſen zuſammen, um zu dem Kommunal⸗ 
abgabengeſetz Stellung zu nehmen. Angemeldet waren außer 
Poſen im Ganzen 67 Städte, und es folgende: Birnbaum, 
Bomſt, Brätz, Baranow, Bartſchin, Buk, Czempin, Erin, Frau: 
ſtadt, Gneſen, Grätz, Inowrazlaw, Jaratſchewo, Jutroſchtn. Kro⸗ 
toſchin, Koſtſchin, Kurnik, Koſten, Koſchmin, Kobylin, Kolmar, 
Kruſchwitz, Kletzto, Kopnitz, Labiſchin, Liſſa, Meſeritz, Miloslaw, 
Mogilno, Moſchin, Murowana⸗Boslin, Margonin, Neutomiſchel, 
Neuſtadt b. Pinne, Oberſitzko, Oſtrowo, Opaleniga, Pleſchen, Pinne, 
Punitz, Pogorzela, Pudewitz, Rawitſch, Rogaſen, Rackwitz, Reiſen, 
Schneidemübl, Schroda, Samter, Schönlanke, Schrimm, Strelno, 
Schildberg. Schwerſenz, Schwarzenau, Santomiſchel, Schwerin, 
Schmierzyce, Stenſchewo, Dirſchtiegel, Ui, Unruhſtadt, Wronke, 
Wrongrowitz, Wielichowo, Wreſchen und Znin. Auffallen mußte 
es, daß Bromberg, die zweite Stadt der Provinz, unvertreten 
blieb. Wie ein Bromberger Blatt meldete, hat der dortige Ma⸗ 
giſtrat die Betheiligung abgelehnt: ob Bromberg auf die führende 
Stelle Poſens eiferſüchtig iſt. oder ob andere Gründe maßgebend 

eweſen ſind, iſt nicht bekannt geworden. Außer den Deputirten 
I Städte nahmen zahlreiche Mitglieder des Poſener Magtitrat3 
und der Stadiverordneten⸗Verſammlung an der Berathung theil. 

Herr Oberbürgermeiſter Witting begrüßte die erſchieneren 
Vertreter mit einer warm empfundenen Anſprache. Es ſei das erſte 
Mal ſeit dem Beſtehen der Provinz Poſen, daß die Stadt Poſen 
die Ehre habe, einen Städtetag in ihren Mauern begrüßen zu 
können. Den Städten gebühre für die Bereitwilligkeit, mit welcher 
fte dem an fie ergangenen Rufe gefolgt ſeien, der wärmſte Dank. 
In anderen Gebietstheilen der Monarchie hätten ſich bereits mehr⸗ 
fach Städtevereinigungen gebildet, um die Solidarität der ſtädtiſchen 
Intereſſen zu vertreten, und man habe mit denſelben gute Erfah⸗ 
rungen gemacht. Es ſei nicht mehr als billig, daß ſich die Städte 
vereinigen in einem Augenblick, der für die kommunale Entwickelung 
von größter Bedeutung ſei. Man wolle durchaus keinen Gegenſatz 

od Stadt und Land künſtlich herſtellen; denn wenn auch die 


fördere den Verkehr Poſens mit den 
Schweſterſtädten der Provinz und ſammle die Kräfte zu gemein⸗ 
ſchaft Arbeit. — er heiße die Deputirten im Namen der Bürger⸗ 
aft herzlich willtommen. 

5 ſNockbem ſodann die Präſenzliſte feſtgeſtellt war, ſchlug Ober⸗ 
bürgermeiſter Witting vor, als Organ, welches die Beſchlüſſe 
des Städtetages auszuführen habe, einem Vorſtand von 5 Mit⸗ 
gliedern zu wählen. In denſelben wurden gewählt Oberhürger⸗ 
meiſter Witting als Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Macha⸗ 
tius⸗Gneſen als ſtellvertretender Vorſitzender, Bürgermeiſter 
Seydel Wreſchen, Stadtverordnetenvorſteher Fontane und Stadt⸗ 
verordnetenvorſteher Levy ⸗Inowrazlaw. 

Oberbürgermeiſter Witting betont vor Eintritt in die Be⸗ 
rathungen, daß es ſich nur um den Entwurf zum Kommunal⸗ 
abgabengeſetz handele. Da derſelbe jedoch ein integrirender Be⸗ 
ſtandtheil der geſammten Steuerreform ſei, ſo werde es unver⸗ 
meidlich ſein, auch die übrigen Theile der Steuerreform⸗Geſetze zu 
Aten, er bitte jedoch im Intereſſe der Berathungen ſich mög⸗ 
ichſt auf das Kommunalſteuergeſetz zu beſchränken. 2 

Der Referent Stadtrath Dr. Gerhardt Poſen giebt zunächſt 
in einem gedrängten Ueberblick ein Bild von den wichtigſten Be⸗ 
ſtimmungen des Geletzes, ſowie der den Neformplan begründenden 
und erläuternden Denkſchrift und der Beurtheilung, welche die 
Geſetzentwürfe auf beiden Seiten, ſowohl der Freunde, als der 


„ „poſener Zeitung“ erſcheint wochentäglich drri Mal, 
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Beſtim derſelben, ſowohl im Ganzen, als auch in den einzelnen 
Beſtimmungen gefunden haben. Es komme, ſo fuhr er dann fort, 
in dieſer Verſammlung nicht darauf an, beſtimmte Beſchlüſſe gegen 
das Geſetz zu faſſen, da durch ſolche die Entſchließungen der maß⸗ 
gebenden Faktoren in keiner Weiſe beeinflußt würden; es gelte 
nur für den Fall, daß der Entwurf Geſetz wird, Vorſchläge zur 
Abänderung einzelner beſonders bedenklicher Beſtimmungen zu 
machen. Eine einheitliche Ordnung des Steuerweſens in den 
Städten jet ſeit der Städteordnung von 1853 nicht erfolgt. Das 
ſtädtiſche Steuerweſen habe ſich in der verſchiedenſten Weiſe aus⸗ 
geſtaltet. Sowohl die politiſche Entwickelung als auch der Hinzu⸗ 
tritt neuer Provinzen zur Monarchie habe es mit ſich gebracht, 
daß das ſtädtiſche Steuerweſen ein ſehr vielgeſtaltiges geworden 
jet. Die Städte müßten das Recht haben, ihr Steuerweſen ſelbſt⸗ 
ſtändig zu regeln, dies werde aber bei Annahme des neuen Geſetz⸗ 
entwurfs illuſoriſch gemacht. Das Prinzip von Leiſtung und 
Gegenleiſtung, von welchem das Geſetz ausgehe und welches in 
einer ſtärkexen Heranziehung der Realſteuern zu den Gemeinde⸗ 
Abgaben ſich ausdrücke, laſſe ſich ja rechtfertigen, aber es ſei eine 
außerſt gefährliche Anwendung deſſelben, wenn die Gemeinden ge⸗ 
zwungen würden, daſſelbe durchzuführen, ſobald gewiſſe allgemeine 
Bedingungen gegeben ſelen. Er tadelt in dieſer Hinſicht beſonders die 
88 4,7, Abſatz 2, 46, Abi. 2 und 47, Abſ. 2. Ein Zwang ſei für den Ein⸗ 
zelfall ſehr oft unanwendbar. Da in den Verhältniſſen der einzelnen 
Gemeinden oft die größte Verſchledenheit herrſche, jo würde eine 
Anwendung des Zwanges vielfach geradezu unerträgliche Zuſtände 
herbeiführen. Es könne in Fragen des ſtädtiſchen Steuerweſens 
keine andere Inſtanz geben als die Gemeinde. Das Prinzio von 
Leiſtung und Gegenleiſtung könne auch ohne geſetzlichen Zwang 
und beſſer zur Durchführung gebracht werden. Bei der Mannig⸗ 
faltigkeit der Intereſſen, welche in jedem Gemeinweſen von Be⸗ 
deutung ſeien, würden die Beſtimmungen der oben zitirten Para⸗ 
graphen, welche die ſtärkere Heranziehung der Intereſſenten vor⸗ 
ſchreiben, einen erbitterten Kampf der einzelnen Intereſſengruppen 
are und dieſer Kampf würde ſich in jedem Jahre bei der 

eſtſetzung des ſtädtiſchen Etats wiederholen. Freilich heiße es an 
einigen Stellen „in der Regel“, aber dieſe „Regel“ werde eben faſt 
immer ſtattfinden und ein Abweichen von derſelben werde den Ge⸗ 
meinden ſehr ſchwer gemacht werden. Eine richtige Beurtheilung 
der in Betracht kommenden Verhältniſſe ſei durch andere als die 
Gemeindebehörden kaum möglich. Ferner ſeien ſehr bedenklich die 
mehrmals wieberfebrenpen Jet „der Beſchluß der Gemeinde be⸗ 
darf der Genehmigung“. ſei ja gewiß nöthwendig, daß die 
Aufſichtsbehörden Minoritäten gegen etwa vorkommende Benach⸗ 
theiligungen in Schutz nehmen, aber dieſelbe dürfe ſich nicht in die 
Details der ſtädtiſchen Verwaltung einmiſchen. Der $ 3 verlangt, 
daß gewerbliche Unternehmungen der Gemeinden grundſätzlich ſo 
verwaltet werden, daß durch die Einnahmen aus denſelben min⸗ 
deſtens die geſammten durch die Unternehmung der Gemeinde er⸗ 
wachſenden Ausgaben aufgebracht werden. Dies ſei ein Verwal⸗ 
tungsgrundſatz, der nicht in ein Steuergeſetz hineingehöre. Bel 
ſtrenger Befolgung dieſes Grundſatzes würde z. B. eine Stadt, 
welche ein Waſſerwerk betreibt, die Waſſerpreiſe erhöhen und die 
ſanitären und ähnliche Rückſichten ganz aus den Augen laſſen 
müſſen. Derſelbe Mangel ergebe ſich bei anderen Inſtituten, welche 
das geiſtige oder materielle Wohlbehagen der Bürger zu erhöhen 
geeignet ſind. Bezüglich der Heranziehung zur Steuer machen die 
88 31 und 32 die Beſchlüſſe der Gemeinden von der Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde abhängig. Dieſe Beſtimmung ſei eine un⸗ 
nöthige 8 der ſtädtiſchen Verwaltung. Der Bezirksaus⸗ 
ſchuß beſtehe aus Mitgliedern, welche meiſtens nicht innerhalb der 
Gemeinde wohnen und mit den Verhältniſſen innerhalb der Ge⸗ 
meinde überhaupt nicht vertraut ſind. Außerdem würde durch die 
Einholung der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes eine koloſſale Ver⸗ 
ſchleppung des te herbeigeführt werden. Noch ſchlimmer 
aber ſei es, wenn gar der Miniſter des Innern oder der Finanzen an 
Stelle des Bezirksausſchuſſes angerufen werden muß. Die Abſätze 6—8 
des § 62, welche bei der Verſäumniß der Klagefriſt ſeitens der 
Gemeinde, und falls ein Gemeindebeſchluß nicht zu Stande kommt, 
der Behörde das Recht geben, eine Steuerordnung endgültig zu 
erlaſſen, geben die Gemeinden den Auſſichtsbehörden vollſtändig 
preis. Die darin ausgeſprochene Befugniß der Aufſichtsbehörde, 
direkte oder indirekte Steuern, welche noch gar nicht beſtanden 
haben, zur Hebung zu bringen, involvire ebenfalls einen Eingriff 
in die ſtädtiſche Selbſtverwaltung. Allerdings ſei er (Referent) der 
Meinung, daß dies gar nicht in der Abſicht des Geſetzgebers liege, 
aber die Faſſung der betreffenden Beſtimmungen ſei ſo unglücklich, 
daß dieſelben unbedingt geändert werden müßten. Es würde ſich 
empfehlen, wenn keine definitive Steuerordnung, ſondern analog 
dem $ 49, Anordnungen für die Dauer eines Jahres getroffen 
würden. Was das Wahlrecht anlange, ſo ſei daſſelbe bereits 
durch das Einkommenſteuergeſetz zu Gunſten derjenigen, welche 
einen beitimmten Steuerſatz entrichten, verſchoben worden. 
Hier in Poſen hat die Zahl der Kommunalwähler betragen 
in der dritten Abtheilung im Jahre 1891: 6557, 1892: 6528; in 
der zweiten Abtheilung 1891: 839, 1892: 601; in der erſten Ab⸗ 
theilung 1891: 247, 1892: 172. Der niedrigſte gezahlte Steuerſatz 
betrug in der erſten Abtheilung 1891: 820 M., 1892: 1215 M., in 
der zweiten Abtheilung 1891: 238 M., 1892: 369 M. Es laſſe 
ſich nicht leugnen, daß der übergroße Einfluß einzelner Perſonen 
auf die Verwaltung durch den neuen Steuergeſetzentwurf weſentlich 
erhöht werde und es liege die Gefahr nahe, daß bei der Beibehal⸗ 
tung des bisherigen Kommunalwahlgeſetzes die ſtädtiſchen Vertre⸗ 
tungen zu einſeitigen Intereſſen vertretungen werden. Der Redner 
ſpricht ſich ſodann gegen die Steuerbefreiungen gewiſſer Grundſtücke 
und Gebäude aus, welche auch der neue Entwurf noch beibehält, 
welche ſich aber nach 1 der Extragsſteuern an die 
Gemeinden nicht mehr rechtfertigen ließen. Ebenſo wendet er ſich 
gegen das Privileg der kommunalen Steuerfreiheit der Beamten. 
Daſſelbe habe einen Sinn gehabt, ſo lange keine Deklarationspflicht 
exlſtirte, da der Beamte, deſſen Gehalt der Steuerbehörde gewiſſer⸗ 
maßen offen vor Augen lag, gegenber den übrigen Steuerzahlern im 
Nachtheil war. Nach Einführung der Deklarationspflicht habe das 
Privileg keine Berechtigung mehr und müſſe beſeitigt werden. 
Natürlich müßten die Gehälter der Beamten auch erhöht werden, 
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aber das ſei Sache des Staates. Jedenfalls müſſe auf ein ⸗ 
. der Gehälter . werden, damit das Steuer 
privileg beſeitigt werden könne Auch gegen den Inhalt der 88 55 
und 58 äußert der Referent Bedenken. Dle Bekanntmachung der 
Steuern ſoll nach dieſen Paragraphen in gewiſſen Fällen durch 
die ortsübliche Veröffentlichung, in andern durch die 1 der 
Hebeliſten, in noch andern endlich durch beſondere Mittheilumg 
geliheen, Er halte nur die Mittheilung durch Zuſtellung des 

teuerzettels für richtig, da gewöhnliche Bekanntmachungen und 
Auslegung der Hebeliſten meiſtens nicht genügend beachtet würden 
und ſich die Reklamationsfriſt bei Zuſtellung des Steuerzettels, 
deſſen Empfang der Beſteuerte beſtätigen muß, am genaueſten ſeſt⸗ 
ſtellen läßt. Bezüglich der Veranlagung und Erhebung der Steuern, 
beſtimmt der $ 16 des Entwurfs über die Aufhebung direkter Staats⸗ 
ſteuern, daß den Gemeinden in ihren Bezirken die Erhebung der 
direkten Staatsſteuern ſowie der Renten ohne Vergütung auferlegt 
werden kann. Die geſetzlichen Beſtimmungen, nach welchen den 
Gemeinden für die ihnen aus der Veranlagung zur Gewerbeſteuer 
und zur Einkommenſteuer erwachſenden Geſchäfte eine Vergütung 
gezahlt wurde, ſollen aufgehoben werden Es ſollen alſo alle bis⸗ 
her durch die Staatskaſſen erhobenen Steuern künftig durch die 
Gemeindekaſſen, aber ohne jede Vergütung erhoben werden. Für 
die einzelnen Steuerzahler ſei dies ja eine Erleichterung, aber für 
die Gemeindekaſſen erſchwere es die Arbeit und da ſei es doch 
eine Forderung der Billigkeit, den Gemeinden für die ihnen durch 
den Staat erwachſende Mehrarbeit auch eine entſprechende Ver⸗ 
gütung zu gewähren, die Entziehung der den Gemeinden bisher 
ewährten Tantiemen ſei ungerecht. Die Vorſchläge des Referenten 
nd in folgenden Theſen zuſammengefaßt, welche der Verſamm⸗ 
lung zur Annahme vorgelegt werden: 

Der am 17. Dezember 1892 in der Provinzial⸗Hauptſtadt ver⸗ 
ſammelte Städtetag der Provinz Po ſen beauftragt feinem 
Vorſtand, behufs Abänderung des Kommunalabgaben⸗Ge⸗ 
ſetzentwurfs bei beiden Häuſern des Landtags im Sinne nach⸗ 
ſtehender Beſchlüſſe vorſtellig zu werden. 

Der zur Zeit, wenigſtens im Gebiete der Städte⸗Ordnung 
vom 30 Mai 1853, beſtehende Rechtszuſtand, welcher den 
Städten hinſichtlich der Regelung ihrer Einkünfte aus 
Steuern und Gefällen Bewegungsfreiheit gewährt, wird 
durch das neue Geſetz ernſtlich gefährdet. 

5 Intereſſe einer gedeihlichen 8 der 
Selbſtverwaltung iſt deshalb die Beſeitigung aller 
derjenigen Beſtimmungen anzuſtreben, welche, Beet. — 
oder mittelbar, die gegenwärtig bethätigte do mmunale 
Autonomie zu ſchmälern geeignet find. 

II. Neben anderen Beſtimmungen ſind hiernach beſonders be⸗ 


denklich: 

a) Die 88 4 Abſatz 2—4; 7 Abſatz 2; 46 Abſatz 2; 47 Ab⸗ 
ſatz 2, weil in ihnen durchdas Geſetz ſel bſt ein⸗ 
engende Vorſchriften gegeben werden, 

b) eine Reihe von Beſtimmungen, durch welche die Be⸗ 
fugniſſe und das Einſpruchsrecht der Auf 
ſichtsbehörden in erheblichem, über den be 
ſtehenden Zuſtand und das Bedürfniß herausgehendem 

Maaße erweitert werden. 

Der 5 3 {it ganz zu beſeltigen. 

In 85 31, 32 find die Worte „der Beſchluß bedarf 

der Genehmigung“ zu ſtreichen. 

Im 8 46 Abſatz 1 find die Worte „nur aus be⸗ 

ſonderen Gründen“ zu beſeitigen. 

4. In 8 62 Abſatz 3 iſt für die Fälle bd das Er⸗ 
forderniß der miniſteriellen Beſtätigung zu beſeitigen 
und die Genehmigung durch den Bezirks⸗Ausſchuß 

8 162 Nba 2 an Ge uff 

8 Abſa n ſeiner jetzigen Faſſung geeign 
Unſicherheit in die kommunalen Finanzverhältnſſſe 2 
tra zen; er iſt mindeſtens weſentlich einzuſchränken. 

6. 8 62 Abſatz 5 find die Worte „oder den Beſteuerungs⸗ 
Grundſätzen“ zu ſtreichen. 

7. § 62 Abſatz 6—8 find zu weitgehend. An ihre Stelle 
hätte eine dem § 49 des Entwurfs entſprechende Be⸗ 

8 Ju 8 7e find Die Worte welch 
n $ 74 find die Worte „welche nach einem von der 
Aufſichtsbehörde feſtgeſtellten Tarif erhoben werden“ zu 

ſtreichen. ($ 6 des Entwurfs). 

III. Der Erlaß eines die ſtädtiſchen Wahlen neu regeln⸗ 
den Geſetzes wird im Zuſammenhang mit dem Kommunale 
abgaben⸗Geſetz erforderlich. 

Mit dem Uebergang der Ertragsſteuern auf die Gemeinden 

find die bisherigen Steuerbefreiungen für ge 

wiſſe Grundſtücke und Gebäude als nicht mehr 

gerechtfertigt zu beſettigen, mindeſtens aber nicht über ihren 

ene Umfand hinaus zu erweitern. (§8 19, 28 des 
wurfs). 

V. gür das kommunale Steuerprivilegium der 
eamten iſt nach der neuen Steuergeſetzgebung kein Bo⸗ 

den mehr. Sache der Staats- und der öffentlichen Korpo⸗ 
rationen wird es ſein, ihre durch Aufhebung dieſes Pri⸗ 
vilegtt unter Umſtänden belaſteten Diener anderweitig zu 
entſchädigen. 

VI. Für die Mitwirkung der Gemeinden bei der Veranlagung 
ur Staats⸗Einkommenſteuer hat der Staat angemeſſene 
ergütung zu leiſten. Der § 16 des Geſetz⸗Entwurfs, be⸗ 

7 5 Aufhebung direkter Staatsſteuern iſt hiernach zu 
reichen. 

Der Korreferent Ober⸗Bürgermeiſter Herrmann ⸗Liſſa ſchließt 
ſich den Ausführungen des Referenten durchaus an. Nur hätte 
er an perſchiedenen Stellen eine noch jchärfere Faſſung der Theſen 
gewünſcht; es werden in denſelben einige Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzentwurfes als beſonders bedenkliche bezeichnet. Er würde wün⸗ 
ſchen, daß überhaupt die Streichung dieſer Beſtimmungen verlangt 
würde. Die Geſetze müßten ſo kurz als möglich gehalten ſein und 
alle Weitläufigkeiten vermeiden, daher müſſe der zweite Abſatz des 
$ 46, welcher nur Weitläufigkeiten enthalte, geſtrichen werden. 
Das kommunale Steuerprivileg der Beamten müſſe auf jeden Fall 
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beſeitigt werden und er ſelfür bedingungsloſe Aufhebung deſſelben, auch 
wenn nicht, wie der Referent zur Vorausſetzung mache, die Ge⸗ 
hälter der Beamten erhöht würden. Es ſei keine Frage, daß die 
Ueberweiſung der Realſteuern an die Gemeinden eine Bevorzu⸗ 
gung derjenigen, welche keine Realſteuern zahlten, d. h. derjenigen, 
. keine Grundſtücke beſitzen und kein Gewerbe betreiben, alſo 
der Beamten, jet. Auch mit Rückſicht auf die Deklaratlonspflicht 
ſei das Privileg der Beamten nicht mehr zu halten. Zum 8 45 
beantragt er, daß nicht mindeſtens gleich hohe, höchſtens um die 
Hälfte höhere Prozente der Realſteuern erhoben werden, ſondern 
in der nur gleich hohe Prozente der Realſteuern erhoben werden. 
Der Grundbeſitz jet vielfach verſchuldet und dürfe daher nicht fo 
. herangezogen werden. Dagegen würde er wünſchen, daß 
Schulabgaben, welche bisher vielfach als Sozietätsſteuern ge⸗ 
zahlt würden, in Zukunft als Kommunallaſten erhoben werden 
Oberbürgermeiſter Witting: Bei der Berathung des Ge⸗ 
es ſeien zwei Kardinalpunkte zu beachten: einmal, wie durch 
3 Geſetz das Steuerweſen der Städte . werde, zweitens, 
wie ſich die Gemeinden gegen Eingriffe in ihre Selbſtverwaltung 
ſchützen könnten. Der § 62 in Verbindung mit anderen Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzentwurfs berge die große Gefahr in ſich, daß 
den Aufſichtsbehörden Eingriffe in das Recht der Gemeinden, über 
ihr Steuerweſen ſelbſtändig zu verfügen, geſtattet würden. Dagegen 
wolle man ſich wehren. An die Theſen ſeien keine Schlußfolge⸗ 
rungen zu knüpfen. Der Städtetag fet einberufen worden, nicht 
um Beſchlüſſe zu faſſen, ſondern um ſeine Meinung zu äußern. 
Man wolle nicht zu dem ganzen Geſetz prinzipiell Stellung nehmen, 
ſondern nur die Frage der Eingriffe in die Autonomie der Gemein⸗ 
behandeln. Es ſei nicht zu leugnen, daß das Geſetz, wenn 
man auch die Richtigkeit ſeines Grundgedankens anerkenne, viel 
lerhaftes enthalte. Es ſei mehr ein Rahmen, in welchem ſich 
die geplante Steuerreform zu bewegen habe als eine beſtimmte 
legislative Vorſchrift. Das Geſetz ar von dem Prinzip aus, 
die Bedürfniſſe der Gemeinden in erſter Reihe durch Gebühren zu 
erbeben und Steuern nur inſoweit in Anwendung zu bringen, als 
die Gebühren hierfür nicht ausreichen. Dies ſei ja in der Theorie 
ſehr ſchön, aber in der Praxis ſehe ſich die Sache weit anders 
an. Das Gebührenſyſtem auf die Spitze getrieben, müſſe, wie ſchon 
vom Referenten hervorgehoben jet, die Intereſſengegenſätze ver⸗ 
rfen, und Jahr für Jahr würde der Streit von neuem aus⸗ 
rechen. Wenn dies Geſetz würde, würden die Städte überhaupt 
nicht mehr im Stande ſein den modernen Anforderungen gerecht 
u werden, ſie würden vollſtändig lahm gelegt. Wenn der $ 3 des 
ntwurfs Geſetz werde, jo würde die Selbſtändigkeit der ſtädtiſchen 
— überhaupt aufhören. Die Beſtimmungen des Paragraphen 
lingen in der Theorie recht harmlos, aber dieſelben ſeien nicht durch⸗ 
führbar. Beide Referenten hätten über die indirekten Steuern 
geſchwiegen. Gegen $ 9, welcher den Gemeinden die Erhebung 
indirekter Steuern in den durch die Reichsgeſetze gezogenen Grenzen 
8 ſet kaum etwas einzuwenden, wohl aber gegen 8 8, welcher 
ie Erhöhung der Gebühren für die Benutzung der Schlachthäuſer 
bis zu 8 Prozent des Anlagekapitals geſtattet. Auf dieſe Weiſe 
werde das Recht gegeben, außer der bisherigen gewiſſermaßen eine 
neue Schlachtſteuer zu erheben. Der zweite wichtige Punkt bei 
der Beurtheilung des Geſetzes ſei der Maßſtab für die Vertheilung 
der Laſten. Hierbei jet der Vorſchlag des Korreferenten bezüglich 
der Heranziehung der Realſteuern beachtenswerth. Das Geſetz wolle 
die Einkommenſteuer ſchonen für die ftaatliche Beſteuerung, es ver⸗ 
weije daher die Gemeinden auf die Realſteuern und verlange, daß 
mindeſtens ein gleich hoher Zuſchlag zu den Realſteuern erhoben 
werden müſſe. Auf dieſe Weiſe ſollten übermäßige Zuſchläge zur 
Staatseinkommenſteuer, welche in manchen Gemeinden bis zu 400 
Prozent gingen, vermieden werden. Der § 45 lege die Gemeinden 
in der Beſteuerung feſt, und ſei daher ſehr bedenklich, aber da die 
Regierung einmal das Beſtreben habe, die nkommenſteuer zu 
ſchonen, jo jet wenig Ausſicht vorhanden, daß hierin eine Aende⸗ 
zung eintreten werde. Die Ueberweiſung der Realſteuern an die 
Gemeinden ſei etwas ſehr Richtiges, denn die Ertragsſteuern haften 
an der Gemeinde. Die Einrichtungen und Aufwendungen, welche 
die Stadt für das Wohl ihrer Bürger trifft, kommen vorzugsweiſe 
den Perſonen zu Gute, welche in der Stadt anſäſſig find, alſo 
Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb in der Stadt haben. Tadelns⸗ 
werth aber ſei die brutale Art der Beſteuerung. Man ziehe den 
Bruttoertrag zu den Laſten heran ohne Rückſicht auf etwa vor⸗ 
handene Schulden, und eine derartige Beſteuerung könne die Kom⸗ 
mune ſich unmöglich gefallen laſſen. Die Gemeinde müſſe ſich ein 
eigenes Steuerſyſtem ausbilden, aber dies werde einer jahrelangen 
Entwickelung bedürfen. 


Stadtrath Dr. Gerhardt kommt nochmals auf das Privi⸗ 
legium der Beamten, von kommunalen Laſten befreit zu ſein, zu 
rechen. Der Korreferent wolle die unbedingte Aufhebung des 
rivilegs. Dieſem Wunſche könne er ſich nicht anſchließen; denn 


die ſofortige a al des Privilegs, ohne daß den Beamten ein kö 


Aequlvalent gewährt werde, bedinge eine außerordentliche Schädi⸗ 
gung derſelben. Es müſſe erit die Bewegung in Gang e 
werden, daß die Gehälter der Beamten von Seiten des Staates 
bezw der zuſtändigen Korporationen erhöht werden, dann könne 
das Privileg beſeitigt werden. Einſtweilen jet dies unmöglich nicht 
nur mit Rückſicht auf die Lage der Beamten, ſondern auch auf den 
Staat, welcher augenblicklich gar nicht im Stande ſet, ſofort vorzu⸗ 
gehen. Auf die indirekten Steuern ſei er abſichtlich nicht eingegan⸗ 

„weil er nicht gewußt habe, ob die Intereſſen der einzelnen 
Städte in dieſer Sinfict nicht auseinander geben. Es jet die 
Tendenz des Geſetzes, die Städte auf die indtrekte Beſteuerung 
binzudrängen; wolle man dies vermeiden, jo müſſe der $ 2 des 
Geſetzentwurſes beſeitigt werden. 


Bürgermeliter Saalmann⸗Mogilno beantragt für den Abſatz 
2 des 8 45 folgende Faſſung: „werden Zuſchläge zur Staats⸗ 
Einkommenfteuer erhoben, jo ind in der Regel auch Zuſchläge zu 
den Realſteuern zu erheben.“ Bei Annahme dieſer Faſſung bleibe 
den Gemeinden freier Spielraum gelaſſen und der Städtetag er⸗ 
kläre durch Annahme dieſes Antrages, daß er ſich durch die Beſtim⸗ 
mungen des $ 45 des Entwurfes heſchränkt fühle. Gegen 8 8 habe 
er gar keine Bedenken, im Gegentheil werde es den kleinen Ge⸗ 
meinden, welche oft große Ausgaben für ihre Schlachthäuſer ge⸗ 
macht hätten, ſehr erwünſcht ſein, wenn ſie höhere Gebühren als 
bisher erheben könnten. 
Bürgermeiſter Sponnagel = Krotoſchin ſteht bezüglich der 
anziehung der Realſteuern auf dem Standpunkte, daß im Gegen⸗ 
nicht unter ein beſtimmtes Maß heruntergegangen werden 
dürfe. Die Steuerfreiheit der Beamten will er durchaus beibe⸗ 
n wiſſen. Die Aufwendungen der Gemeinden kämen nicht den 
mten, jondern in erſter Linſe den Grundbeſitzern und Gewerbe⸗ 
treibenden zu Gute. Die Beamten ſeien gar nicht in der Lage, von 
den Leiſtungen der Gemeinde Genuß ziehen zu können, wenn alſo 
von Leiſtung und Gegenleiſtung geſprochen werde, ſo fiele für die 
Beamten die Leiſtung, welche als Bedingung für die Gegenleiſtung 
angeſehen werde, fort. 
Stadtrath Gerhardt: Der Vorredner wolle Gewerbe und 
Grundbeſitz ſtärker heranziehen und berufe ſich auf den Grundſatz 
von Leiſtung und Gegenleiſtung. Es handle ſich um die Einkom⸗ 
menſteuer und bei dieſer können die Beamten nicht gehn werben. 
Auch er wolle, daß durch beſondere Vortheile auch beſondere Ge⸗ 
geil! tungen bedingt werden, aber bei der Einkommenſteuer komme 
les Prinzip überhaupt nicht zur Geltung. Außerdem jet die Ver⸗ 


rtheile, welche ihnen aus der Gehaltserhöhung erwachſen würden. 


Poren, welche die Beamten verlieren würden, geringer als die] w 
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Die Abmeſſung der Heranziehung der 1 habe er abſicht⸗ 
lich außer Betracht gelaſſen. Der § 45 jet die Grundlage des 
ganzen Geſetzentwurfs und mit dieſem Paragraph ſtehe und falle 
das ganze Geſetz. Es jet alſo ausſichtslos, an dieſem Paragraphen 
eine Aenderung vornehmen zu wollen. Die Regierung werde ſich 
eine Einſchränkung dieſes Paragraphen nicht gefallen laſſen und 
jeder Aenderung deſſelben ihre Genehmigung verſagen. 


Stadtrath Jaeckel⸗Poſen: Die beiden Kardinalpunkte des 
Geſetzentwurfs ſeien ſchon von Herrn Oberbürgermeiſter Witting 
hervorgehoben worden, es ſeien die Eingriffe in die Selbſtverwal⸗ 
tung und die Art der Beſteuerung, wie ſie in der Heranziehung 
der Realſteuern zu den Gemeindelaſten liege. Die Art der Be⸗ 
ſteuerung ſei ungerecht und Aurafichtin. Letzteres namentlich des⸗ 
halb, weil die bauliche Entwickelung der Städte vollſtändig zurück⸗ 
gehalten werde. Durch das Geſetz ſollen die unteren Volksklaſſen 
entlaſtet werden. Dieſer Zweck aber werde gar nicht erreicht; denn 
wenn der Grundbeſitz ſo ſtark herangezogen werde, ſo müſſe ein 
Stocken der Bauthätigkeit eintreten und die Schichten der Bevölke⸗ 
rung würden nur neu belaſtet Sehr gefährlich ſei ferner die 
weitere Ausdehnung der indirekten Steuern. Die ſtärker belaſteten 
Grundbefiger, welche ja in den Stadtvertretungen den Ausſchlag 
geben, würden verſuchen, die ihnen aufgebürdeten Laſten von ſich 
abzuwälzen und die finanziellen Bedürfniſſe der Gemeinden au’ 
dem Wege der indirekten Beſteuerung zu befriedigen. Der Redner 
Neuen es daß der Städtetag in folgender Reſolution Stellung 
gegen die im Geſetzentwurf geplante Art der Beſteuerung nehme: 
Die Abſicht des Geſetzentwurfs, den ſtädtiſchen Grundbeſitz mehr 
als bisher zu den ſtädtiſchen Laſten heranzuziehen, muß als eine 
die Entwickelung und das Gedeihen der ſiüdtiſchen Selbſtverwaltung 
in hohem Grade ſchädigende bezeichnet werden, und die beiden hohen 
Säufer des Landtages werden erſucht, dieſer Beſtimmung entgegen: 
zutreten. 


Bürgermeiſter Dierich⸗Inowrazlaw erklärt feine Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Herrn Oberbürgermeiſter Witting und Stadt⸗ 
rath Gerhardt bezüglich der SS 45 und 62. So wie dieſe jet er 
der Anſicht, daß dieſe beiden Paragraphen höchſt bedenklich ſeien. 
Der $ 45 wirke ſchabloniſirend auf die kommunale Beſteuerung, 
weil er einen Maßſtab anlege, der jede Bewegungsfreiheit aus⸗ 
ſchließe. Es ſolle ein ganz neues Steuerſyſtem eingerichtet und 
neue Steuerquellen erſchloſſen werden. Die Benutzung der Steuer⸗ 
quellen aber werde den Kommunen außerordentlich erſchwert 
werden, da man dieſelben nur mit Genehmigung der Auſſichts⸗ 
behörde benutzen könne. So würden die gezeigten Wege durch 
die Aufſichtsbehörde einerſeits und den Widerſtand der intereſſirten 
Zenſiten ſehr erſchwert werden. Außerdem komme hinzu, daß ein 
großer Aufwand von kommunalen Verwaltungskräften gemacht 
werden müſſe. Er ſei jedoch der Anſicht des Oberbürgermeiſters 
Witting, daß man ſich auf die aufgeſtellten Theſen beſchränken 
und von einer Rejolution in prinzipieller Beziehung abſehen ſolle. 
Bezüglich der Steuerfreiheit der Beamten ſei von allen Seiten 
betont worden, daß dies Prioileg der Beamten jetzt nach der 
Deklaration fallen müſſe. Auch er würde, wenn der § 45 Geſetz 
werden ſollte, dafür ſtimmen. Aber es ſei zu bedenken, daß die 
Beamten nicht die Wahl ihres Wohnortes hätten, ſondern durch 
ihr Amt an einen beſtimmten Wohnſitz gebunden ſeien. Sie ſeien 
alſo nicht in der Lage wie z. B. Gewerbetreibende, ſich die 
billigſten Städte auszuſuchen: ferner bleibe das Gehalt des 
Beamten ſtets daſſelbe, während das Einkommen des Gewerbe⸗ 
treibenden geſteigert werden könne. Es ſei daher wohl billig, 
wenn nicht das ganze Einkommen der Beamten zur Steuer heran⸗ 
gezogen werde. 

n der nan folgenden Spezialdebatte wünſcht Oberbürgermeiſter 
Wolff⸗Schneidemühl in die Theſen unter II., b. 9 aufgenommen: 
7 § 10 des Geſetzentwurfes ſind die „Worte und Brennmaterlas 
lien „zu ſtreichen.“ Dadurch, daß eine Beſteuerung von Brenn⸗ 
materialien verboten werde, gingen den Gemeinden große Ein⸗ 
nahmequellen verloren Er ſelbſt habe für Schneidemühl eine 
derartige Steuer beabſichtigt. Dieſelbe würde den e aus⸗ 
halt nur ſehr wenig, beſonders aber den Eiſenbahnfiskus und die 
Fabriken belaſten. Soviel er von Bürgern gehört habe, würden 
dieſe eine Brennmatexialſteuer keineswegs drückend empfinden. Der 
Redner ſpricht ſich überhaupt mehr für indirekte Steuern aus, 
welche am wenigſten empfunden würden. 

Bürgermeiſter v. Kaffka⸗Birnbaum beantragt dem Abſatz des 
$ 45 folgende Faſſung zu geben: „Werden Zuſchläge zur Staats⸗ 
einkommenſteuer erhoben, ſo ſind mindeſtens die Hälfte, höchſtens 
10 hohe Prozente der vom Staate veranlagten Realſteuern zu 
erheben. 

Bürgermeiſter Krakau⸗Rawitſch beantragt, im s 3 des Geſetz⸗ 
entwurfs die Worte einzuſchieben, „im allgemeinen“. Der Para⸗ 
graph ſpreche einen Verwaltungsgrundſatz aus, der, wen er unter 
allen Umſtänden angewendet werden müßte, gefährlich werden, 


nne. 

Stadtrath Kantorowiez⸗Poſen: Von den Zuſchlägen zur 
Gewerbeſteuer und zur Gebäudeſteuer jet hier geſprochen worden, 
als ob ſich dieſelben von ſelbſt verſtehen. Es ſei geſagt worden, 
die Grundbeſitzer und die Gewerbetreibenden hätten den Haupt⸗ 
vortheil von den Einrichtungen der Gemeinden. Dafür werde ja 
aber auch die Gewerbe- und Gebäudeſteuer an die Gemeinden 
überwieſen, weshalb müßten denn dieſe Realſteuern nochmals 
belaſtet werden? Es ſollen von denjenigen, welche beſondere Vor⸗ 
theile von gewiſſen Einrichtungen haben, beſondere Beiträge ent⸗ 
richtet werden, es werde ſich jedoch ſchwer die Grenze ziehen laſſen, 
was der einen und was der anderen Intereſſentengruppe mehr zu 
Gute kommt. Der ganze 8 45 jet unhaltbar, er müſſe beſeitigt 
und dafür eine Beſtimmung eingeführt werden, daß Zuſchläge 
zu den Realſteuern nur aus beſonderen Gründen zuläſſig ſind. 

Landgerichtsrath Czwalina⸗Poſen: Den Städten müſſe die 
höchſtmögliche Autonomie erhalten werden. Die Bevorzugung der 
indirekten Steuern ſei zu verwerfen, ſpeziell die von Herrn Ober⸗ 
bürgermeiſter Wolff vorgeſchlagene Brennmaterialiteuer ſei unter 
allen Umſtänden zu verwerfen, da ſie namentlich die unbemittelten 
Klaſſen belaſte. Der 8 3 ſei wohl als allgemeiner Grundſatz an⸗ 
nehmbar, aber nicht als Geſetzparagraph. 

Stadtverordneter Rechtsanwalt Fahle⸗Poſen ſpricht ſich da⸗ 
gegen aus, daß die Militärſpeiſeeinrichtungen auch in dem neuen 
Geſetzentwurf von der Schlachtſteuer befreit ſein ſollen. Er bean⸗ 
tragt die Streichung des § 15 des Geſetzentwurfs. 

Oberbürgermeiſter Machatius⸗ Gneſen ſpricht ſich dagegen 
Ben: — re bier nur zwei Städte in Betracht kommen, Poſen 
und Gneſen. 

Stadtverordneter Brodnitz⸗Poſen erklärt ſich gleichfalls da⸗ 

egen, da au befürchten jet, daß von der Annahme der $ 15 der 

iniſter die Genehmigung zur weiteren Erhebung des Schlacht⸗ 
ſteuer abhängig machen und bei S dieſes Paragraphen 
der Knee der Schlachtſteuer ſeine Genehmigung verſagen 
werde. 

In der nun folgenden Abſtimmung werden die aus der Ver⸗ 
. geſtellten Anträge und Reſolutionen ſämmtlich abgelehnt, 
dagegen die aufgeſtellten Theſen, theilweiſe mit Einſtimmigkeit, an⸗ 
genommen. 

Dex Vorſitzende Oberbürgermeiſter Witting macht darauf 
aufmerkſam, daß nunmehr nach Annahme der Theſen der gewählte 
Vorſtand als das berufene Organ der Verſammlung die angenom⸗ 
menen Theſen an maßgebender Stelle auch zur Kenntniß bringen 


erde. 
Oberbürgermeiſter Machatius dankt dem Vorſitzenden für die 


re 
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u Pee und umſichtige Leitung der Verſammlung und bringt 
auf denſelben ein Hoch aus, in welches die Verſammlung dreimal 
begeiſtert einſtimmt. 

„Bürgermeiſter Saalmann Mogilno: Die Vereinigung der 
Kräfte jet im Stande Großes zu leiſten. Es ſeien mehrfach Stim⸗ 
men laut geworden, welche den Wunſch nach Gründung einer 
Vereinigung der Poſenſchen Städte ausgeſprochen hätten. Es würde 
daher wohl lobnen, die Städte der Provinz für die Gründung 
eines ſtändigen Poſenſchen e zu intereſſiren, welcher alle 
Jahre oder wenn es ſonſt nöthig jet, zuſammentreten jole. Man 
wolle aber dabei nicht eine beſchränkte Kirchthurmspolitik treiben 
9 e 1 . Yan richten. 5 

wird einſtimmig die Gründung eines ſtändigen Poſenſchen 
Städtetages beſchloſſen, die Einberufung deſſelben 
Oberbürgermeiſter Witting übertragen. 0 5 


Mit einem dreimaligen Hoch auf den Kal 
ſitzende um 3 Uhr die Verſammlung. fer ſchloß der Vor⸗ 


Die ſpäter folgende Feſtvorſtellung im Stadttheater 
nahm einen glänzenden, einheimiſche wie fremde Feſttheilnehmer 
gleich befriedigenden Verlauf. Eröffnet wurde die Vorſtellung 
mit einem von Herrn Leffler äußerſt wirkungsvoll ge⸗ 
ſprochenen, auf den Tag bezüglichen witzigen Prolog, der mit 
ſtürmiſchem Beifall aufgenommen wurde. ‚oalleria Rufticana“, 
jowie „Sonne und Erde“ gingen mit gewohnter Verve in 
Szene; vorher wurde in dieſer Saiſon zum erſten Mal der 
vom vergangenen Jahre her wohlbekannte luſtige Einakter „In 
Civil“ gegeben. Den Premierlieutenant von Waldow gab 
Herr Matthias mit gleicher Meiſterſchaft wie im vorigen 
Jahr, wobei ihm Frl. Peſtner als Henny v. Harten trefflich 
ſekundirte. Oberſt v. Harten fand in Herrn Steinegg einen 
ausgezeichneten Vertreter, während Herr Bollmann den 
Burſchen Fritz mit vielem Humor zur Geltung brachte, und 
Herr Orlop endlich den Major v. Ruther. Die Stimmung 
im Zuſchauerraum war denn auch während der ganzen Vor⸗ 
ſtellung eine äußerſt animirte und es wird der geſtrige Theater⸗ 
Abend ſicherlich dazu beigetragen haben, die Zahl der von 
unſeren auswärtigen Gäſten mitgenommenen angenehmen Er⸗ 
innerungen um eine zu vermehren. 

So hat denn der Städtetag in allen ſeinen Theilen einen 
glänzenden Verlauf genommen. Sowohl die geſchäftlichen An⸗ 
gelegenheiten ſind in allgemein befriedigender Weiſe erledigt 
worden, als auch haben ſich die feſtlichen Veranſtaltungen in 
einer der Gelegenheit durchaus würdigen Weiſe geſtaltet. Für 
die Entwickelung der Poſenſchen Städte iſt der Tag durch die 
Gründung des ſtändigen Städtetages von höchſter Wichtigkeit 
geweſen. Herrn Oberbürgermeiſter Witting aber, der durch 
die Einberufung und ſichere Leitung der Verſammlung das 
Gelingen des Werkes hauptſächlich ermöglicht hat, gebührt 
ſowohl von Seiten unſerer Bügerſchaft als der Provinz die 
lebhafteſte Anerkennung. Wie wir von mehreren auswärtigen 
Vertretern hören konnten, iſt man in den Kreiſen derſelben 
allgemein aufs höchſte befriedigt worden von den Eindrücken 
des Aufenthalts in Poſen im Allgemeinen als auch ſpeziell 
von den Ergebniſſen des Städtetages und fühlt ſich zu 
wärmſtem Dank gegen die Poſener Bürgerſchaft und beſonders 
Diejenigen, welche den Plan ſo erfolgreich durchgeführt haben, 
veranlaßt. 

Deut ſchlan d. 
Berlin, 18 Dezember. 

— Das Angebot der Firma Löwe an Boulanger 
zur Lieferung von Maſchinen zur Gewehrfabrikation giebt be⸗ 
ſonders antiſemitiſchen Blättern fortgeſetzten Anlaß zu einer 
erneuten Hetze, obgleich ſelbſt die „Kreuzztg.“ anerkennt, daß 
es falſch iſt, die Sache in antiſemitiſchem Sinne auszubeuten. 
Sehr zeitgemäß erinnert darum die „Voſſ. Ztg.“ in einer Po⸗ 
lemik gegen die in Eſſen erſcheinende „Rhein. Weſtf. Ztg.“ 
an einen Vorgang aus dem Jahre 1866. Ügemein war 
damals in Deutſchland die Empfindung, daß eine kriegeriſche 
Aus einanderſetzung mit Frankreich nicht mehr fern ſei. Im 
Jahre 1867 ſpielte ſich der Luxemburger Handel ab, Moltke 
war für ſofortige Kriegserklärung, Bismarck entſchied für die 
Vertagung. Wochen und Monate hindurch wähnte man den 
Frieden ernſtlich bedroht. Und als die Streitfrage einſtweilen 
beigelegt war, hielt man doch einen ſpäteren Krieg zwiſchen 
dem Norddeutſchen Bunde und Frankreich für mindeſtens ſo 
ſicher, wie im November 1886 einen baldigen Zuſammenſtoß 
zwiſchen beiden Reichen. Und was geſchah? Im Jauuar 
1868 bietet die Firma Friedrich Krupp durch ihren Pariſer 
Vertreter H. Haas der franzöſiſchen Regierung ihre Dienſte, 
ihre Gußſtahl⸗Kanonen, an, wie ſie ſchon fünf Jahre früher 
gethan hatte. Und am 29. April 1868 ſchreibt Herr Friedrich 
Krupp zur Unterſtützung ſeines Angebots von Paris aus, 
wohin er zu dieſem Zweck gereiſt war, perſönlich an den Kaifer 
Napoleon: 

„Sire! Ermuthigt durch das Intereſſe, welches Eure erhabene 
Majeſtät (sa Hauteur Votre Majeste) für einen einfachen Indus 
ſtriellen und die glücklichen Ergebniſſe ſeiner Bemühungen und 
ſeiner unerhörten Opfer bewleſen haben, wage ich don Neuem, mich 
allerhöchſtderſelben mit der Bitte zu nahen, geruhen zu wollen, den 
beifolgenden Atlas anzunehmen. Er enthält eine Sammlung von 
Zeichnungen verſchiedener, in meinen Werkſtätten ausgeführter Ge⸗ 

enſtände. Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß beſonders die vier 
letzten Seiten, welche die Gußſtahlkanonen darſtellen, die ich 
für verſchiedene hohe Regierungen Europas angefertigt habe, einen 
Augenblick die Aufmerkſamkeit Eurer Majeſtät auf ſich lenken 
dürften und meine Kühnheit entſchuldigen werden. Mit dem tiefſten 


Reſpekt, mit der größten Bewunderung bin ich Eurer Majeität 
unterthänigſter und Aue: Diener ꝛc.“ 

Napoleon III. behandelte Herrn Krupp nicht ganz fo, wie 
Boulanger Herrn Löwe. Er ließ auf das vorſtehende Schreiben 
antworten: 

„Der Kaiſer hat mit vielem Intereſſe den Atlas empfangen, 
den Sie ihm zugeſtellt haben, und Seine Mareftät hat den Befehl 
gegeben, Ihnen für dieſe Mittheilung zu danken und Ihnen zu 
wiſſen zu thun, daß Seine Majeſtät lebhaft den 45 und die 
Ausdehnung einer Induſtrie wünſcht, welche die Beſtimmung 
1888 der Menſchheit beträchtliche Dienſte zu 

etiten.“ 
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Die letztere Bemerkung über die Kanonengießerei, ſagt die 

„off. Ztg.“, entbehrt nicht eines gewiſſen mephiſtopheliſchen 

Humors. Doch die Hauptſache iſt: worin liegt der Unterſchied 

zwiſchen dem, was Krupp 1868, und dem, was Löwe 1886 

Loa hat? Doch nur darin, daß Löwe Jude, Krupp aber 
riſt iſt. 

Wie jetzt übrigens bekannt wird, iſt jene Firma, die ſchon 
ſeit Jahren in Gemeinſchaft mit amerikaniſchen Waffenfabriken 
faſt den geſammten Theil ihrer Fabrikation an Ge⸗ 
wehren und ſonſtigem Kriegsmaterial an Frankreich 
liefert (die Firma alſo, von der in dem mitgetheilten Löwe⸗ 
ſchen Schreiben die Rede war), die chriſtlichen Inhabern 
gehörende Firma Steinlen in Mühlhauſen im Elſaß. 

— Das unbeſtrittene Verdienſt der Tivoli⸗Konſervativen 
iſt, daß der Reichstagswahlkreis Stuhm⸗Marienwerder, 
deſſen Mandat ſeit dem erſten konſtituirenden Reichstage des 
norddeutſchen Bundes (1867) in deutſchen Händen geweſen iſt, 
an die verbündeten Polen und Ultramontanen über⸗ 
gegangen iſt. Die Konſervativen haben es auch in der 
Stichwahl nicht über ſich gebracht, für den freifonjervativen 
Kandidaten Weſſel einzutreten; und nicht nur das, ein Theil 
der konſervativen Wähler ſcheint ſogar für den Polen v. Doni⸗ 
mirski geſtimmt zu haben. Nach dem nunmehr vollſtändig 
vorliegenden Reſultat erhielt nämlich v. Donimirski (Pole) 
8423, Weſſel (Reichs partei) 7330 Stimmen, ſodaß erſterer 
mit mehr als 1000 Stimmen Majorität gewählt iſt. 

— Wie die „Bresl. Ztg.“ mittheilt, hat Rechtsanwalt 
Kirſchner in Breslau geſtern die amtliche Mittheilung von 
der auf ihn gefallenen Wahl zum Bürgermeiſter von 
Berlin erhalten und ſich telegraphiſch zur Annahme des 
ihm übertragenen Amtes bereit erklärt. 

— Ein Gnadengeſuch, welches der Vorſtand des 
Deutſchſozialen Vereins zu Steglitz für Ahlwardt eingereicht 
hatte, iſt nach einem Beſcheide des Erſten Staatsanwalts 
Dreſcher abgelehnt worden. 

— Landſchaftsrath Maul⸗Sprindt iſt der „Freiſ. 
Ztg.“ zufolge von dem Inſterburger Kreistag wiederum mit 
24 gegen nur 3 Stimmen zum Kreisdeputirten gewählt 
worden, nachdem bekanntlich ſeine vor faſt einem Jahr erfolgte 
Wahl zum Kreisdeputirten von der Regierung ohne Angabe von 
Gründen nicht beſtätigt worden iſt. x 

— Die „Köln. Volksztg.“ meldet: Das Gerücht, der Stein⸗ 
bauer Weſendrup ſei der Mörder des Knaben Hege⸗ 
mann in Kanten, wird zurückgeführt auf eine Aeußerung 
Weſendrups in betrunkenem Zuſtande am 4. November: Buſchoff 
ei unſchuldig: er habe ſelbſt den Knaben ermordet. Weſendrup 
ei faſt ſtändig betrunken; ſeine ſteckbriefliche Verfolgung habe einen 
anderen Grund, als den Xantener Mord. 

t „ 17. Dez. Der „Staatsanzeiger für Württemberg“ 
veröffentlicht den vom Finanzminiſter Dr. v. Riecke im Landtag 
gehaltenen Vortrag betreffend den Staatshaushalt für 
1893/95. Danach wird der Staatsbedarf auf jährlich 68 Mill. 

h. auf 2%, Millionen mehr als im vorigen Etat veran⸗ 
ſchlagt. Veranlaßf wird dieſer Mehrbetrag durch den höheren 
Zinsbetrag der Staatsſchulden, durch die Steigerung der Natural⸗ 
bie, „us bie Saböhung ber eee eee 2 2 

e Einnahmen aus a an — sad we — — 
Ertrags der Eiſenbahnen um 2 Millionen niedriger angeſetzt. An⸗ 
dererſeits ſollen mittelſt Wiedereinführung der früheren Steuerſätze 
die Einnahmen aus den direkten Steuern um 3 Millionen erhöht 
werden. Ferner ſollen aus den Reſtmiteln jährlich 2 Millionen 
zur Deckung des Fehlbetrags verwendet werden. Für außer⸗ 
ordentliche Verwendungen erübrigen außerdem noch Reſtmittel in 
Höhe von 2,7 Millionen. Am Schluſſe des Vortrags heißt es, für 
die nächſte Finanzperkode ſei eine Beihilfe durch Ueberſchüſſe 
früherer Jahre nicht zu gewärtigen, dennoch hoffe die Reglerung, 
daß die Ordnung im Staatshaushalt Dank der hergebrachten 
Sparjamteit und dem vorſichtigen Zuſammenhalten der Einnahme⸗ 

ellen bei gleichzeitiger zeitgemäßer Weiterbildung derſelben dem 
Lande erhalten bleibe. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Wilhelmshaven, 17. Dez. Das Atbohlhebeldwader Kom⸗ 
mandant Contreadmiralffarcher, iſt heute wohlbehalten in den bie⸗ 
ſigen Hafen eingelaufen. Daſſelbe bezieht nunmehr Winterquartier. 

Hamburg, 17. Dez. An der heutigen Börſe wiederholten ſich 
die e von neu vorgekommenen Cholerafällen in größerer 
Anzahl. Demgegenüber kann die „Hamb. Börſenh.“ konſtatiren, 
daß bis heute Nachmittag 3 Uhr auf dem Medizinalbureau keine 
Meldung über Erkrankungsfälle an Cholera eingegangen waren. 

Wien, 17. Dez. Der „Nenen Freien Preſſe“ zufolge 
hält ſich der Adminiſtrator Cottu von der Panamakanal⸗Ge⸗ 
ſellſchaft ſeit dem 11. d. Mts. hier auf. Derſelbe beabſichtige 
heute Nachmittag nach Paris abzureiſen, um ſich der Behörde 
u ſtellen. 

8 Wien, 17. Dez. Der Administrator der Panama⸗Ge⸗ 
ſellſchaft Cottu hat heute Abend Wien verlaſſen, angeblich, 
um nach Paris zurückzukehren. { 

Petersburg, 17. Dez. Der dirigirende Senat hat in 
ſeiner Plenarſitzung beſchloſſen, daß jüdiſche Handwerker außer⸗ 
halb des Gebietes der Seßhaftigkeit der Juden nur an ſolchen 
Orten wohnen dürfen, wo ſich ein Handwerksamt befindet; an 
andern Orten ſoll ihnen der Aufenthalt verboten ſein. In 
Rußland dürften ſich in etwa 10 bis 15 Prozent der Städte 
Handwerksämter befinden. f 

Petersburg, 17. Dez. In der für die deutſch⸗ ruſſiſchen 
Verhandlungen über den Abſchluß einer Zollkonvention nieder⸗ 
Siet Kommiſſion iſt an Stelle des bisherigen Vorſitzenden 

nge wiederum Abaſa zum Vorſitzenden ernannt worden. 

Petersburg, 18. Dez. Der „Rußki Invalid“ veröffentlicht 
die kaiſerlichen Kabinetsordres, wonach im transkaspiſchen Gebiete 
aus den dort beſtehenden Lokaltruppentheilen zwei neue Reſerve⸗ 
bataillone, und zwar dasjenige von Kuſchk und dasjenige von 
Geok⸗tepe, ſowie eine Kompagnie [Feſtungs⸗Artillerie in Ruſchk ge⸗ 
bildet werden ſollen. 

Petersburg, 17. Dez. Der Reichsrath nahm heute die Woh⸗ 
nungsſteuer im Prinzip an; über die Details wird bis Neujahr 
eine Entſcheidung getroffen und daher die Wohnungsſteuer in das 
nächſte Budget aufgenommen werden. 

Kopenhagen, 18. Dez. Der Dichter und Schriftſteller Chriſtian 
Richardt iſt in vergangener Nacht geſtorben. 


Nom, 17. Dez. In der Deputirtenkammer brachte 
Juſtizminiſter einen Gejegentwurf ein, nach welchem der kirch⸗ 
lichen Trauung die Ziviltrauung vorher gehen ſoll. 

Nom, 17. Dez. Die „Agenzia Stefani“ wendet ſich ge⸗ 
gen eine Meldung des „Daily Chronicle“, nach welcher Mi⸗ 
niſter Brin eine Anfrage der bulgariſchen Regierung bezüglich 
der Anerkennung des Prinzen Ferdinand mit dem Wunſche 
beantwortet ha be, daß eine europäiſche Konferenz eine end⸗ 
gültige Baſis für die bulgariſchen Angelegenheiten aufſtelle. 
Die „elgenzia Stefani“ bezeichnet dieſe Meldung als müßige 
Erfindung. 

Rom, 18. Dez. Der König empfing heute die Adreß⸗ 
Deputationen des Senates und der Kammer. Zu der Depu⸗ 
tation des Senates ſagte der König, er beſchäftige ſich ebenſo 
und vielleicht noch mehr als alle Anderen mit den letzten 
Zwiſchenfällen im Senat, er habe jedoch das volle Vertrauen, 
dieſelben würden keinerlei Spuren zurücklaſſen und durch weiſes 
er patriotiſches Verhalten in befriedigender Weiſe gelöft 
werden. 


Paris, 17. Dez. Die geſtern vorgenommenen Verhaftungen 
der Adminiſtratoren der n finden in den republi⸗ 
kaniſchen Blättern einſtimmige Billigung. Auch die heute erſchie⸗ 
nenen Organe der Monarchiſten machen der Regierung den Vor⸗ 
wurf, die Verhaftungen bezweckten nur die Panama⸗Unterſuchungs⸗ 
kommiſſion zu erſticken und die kompromittirten Parlamentarier 
8 retten „Gaulois“ will wiſſen, der Unterſuchungsrichter 
Franqueville ſchätze die von den Adminiſtratoren der Panama⸗ 
geſellſchaft vertheilten Summen auf 20 Millionen. Die Zahl der 
daran betheiligten Perſonen helaufe ſich auf dreitausend. 

Paris, 17. Dez. Im heutigen Miniſterrathe erſtattete der 
Juſtizminiſter Bourgeois über feinen Beſchluß, gegen die Admi⸗ 
niſtratoren der Panamakanal⸗Geſellſchaft und gegen andere bethei⸗ 
ligte Perſonen das ee Verfahren einzuleiten, ſowie über 
die vorgenommenen Verhaftungen und Hausſuchungen Bericht. 
Der Marineminiſter Burdeau beſtätigte die Meldung, daß die 
dahomeiſchen Häuptlinge, welche Alladah beſetzt hielten, ſich unter⸗ 
worfen hätten. Die Blokade der Küſte von Dahomey werde unver⸗ 
züglich aufgehoben und der Dienſt der Zollämter wieder auf⸗ 
genommen werden. 

Paris, 17. Dez. Wie der „Joux“ meldet, wird der General⸗ 
prokurator von den Präſidenten des Senats und der Kammer die 
Ermächtigung zur Verfolgung jener politiſchen Perſönlichkeiten ver⸗ 
langen, welche angeblich als Theilnehmer des Garantieſyndikats 
Checks erhielten; es find dies die Senatoren Grévy und Renault, 
ſowie die Abgeordneten Prouſt und Dugus. Betreffs der Parla⸗ 
mentarier, die zugleich Journalleiter 2 8 würde die Unterſuchung 
ſich darauf zu erſtrecken haben, ob die ausgewieſenen Beträge be⸗ 
hufs Zeitungsreklame oder zur Beeinfluſſung eines Votums gezahlt 
ſeien. Der Deputirte Möge verzichtete angeſichts der angeordneten 
Unterſuchung darauf, die bereits angekündigte Interpellation betreffs 

orneltus Herz einzubringen. 


aris, 17. Dez. Der Vizepräſident der Suezkanal⸗ 
Geſellſchaft Guichard richtete an den Syndikus der Wechſel⸗ 
makler ein Schreiben, in welchem er behufs Beruhigung der 
Aktionäre erklärt, daß der Fortgang der Geſchäfte der Geſell⸗ 
Haft trotz der Verhaftung des Vize-Präfidenten Charles 
Leſſeps geſichert ſei. Dem „Figaro“ zufolge befürchten die 
Aktionäre, daß die Engländer die gegenwärtige Lage be- 
nutzen und ſich der Suezfanal = Gejelichaft bemächtigen 
würden. Der dieſſeitige Botſchafter in London, Waddington, 
hätte in den letzten Tagen Verfügungen getroffen, um eine 
Intervention Englands zu verhindern oder wenigſtens auf⸗ 
zuhalten. 

Dem „XIX iome Siöcle* zufolge wurde geſtern Abend 
auch bei dem Boulangiſten Laur eine Hausſuchung vorge⸗ 
nommen. Wie verlautet, würde die Regierung, falls der nach 
Wien geflüchtete Adminiſtrator Cottu nicht baldigſt aus Wien 
zurückkehrt, die Auslieferung deſſelben verlangen. Georges 
Thiebaud fordert in einem vom „Figaro“ vecöffentlichten 
Artikel den Präſidenten der Republik Carnot auf, die Republik 
durch Auflöſung des Parlaments zu retten und gleichzeitig die 
Intereſſen der franzöſiſchen Panama⸗Obligationäre zu wahren. 
Der Gouverneur des „Credit foncier“, Chriſtophle, habe ihm 
(Thiebaud) erklärt, er ſei bereit, die Rettung des Panama⸗ 
kanals zu verſuchen, falls die Regierung ihm die nöthigen 
Vollmachten gebe. 

Paris, 17. Dez. Die verhafteten Adminiſtratoren der 
Panama ⸗Geſellſchaft ſuchten um ihre proviſoriſche Freilaſſung 
gegen Kaution nach. Das Geſuch dürfte nicht bewilligt 
werden. — Das Journal „La Cocarde“ erklärt, wenn in die 
Panama⸗Angelegenheit volles Licht gebracht werden ſolle, ſo 
müßten die Bücher Eiffels und der anderen Unternehmer be⸗ 
ſchlagnahmt werden, in deren Taſchen der größte Theil der 
verſchwundenen Millionen gefloſſen ſei. Dieſe Perſönlichkeiten 
hätten die Miniſterbeſtechung im allergrößten Maßſtabe be⸗ 
trieben; deshalb ſei auch Eiffel nicht verhaftet worden. — 
Der Vizepräſident der Suezkanal⸗Geſellſchaft Guichard konfe⸗ 
rirte geſtern mit dem Miniſterpräſidenten Ribot. 

Paris, 18. Dez. Nach einer Meldung des „Jour“ ſoll 
auch die Ermächtigung zur gerichtlichen Verfolgung gegen den 
Senator Devss und die Deputirten Caſſagnac, Maret und 
Baron de Soubeyran verlangt werden. Caſſagnac erklärt, ſein 
Journal „L' Autorité“ habe für Ankündigungen 45000 Fre. 
erhalten, er perſönlich jedoch nichts. Baron de Soubeyran, 
der als Mitglied des Garantieſyndikats 40000 Fres. erhalten 
hat, wird morgen von der Panama⸗Unterſuchungs⸗Kommiſſion 
vernommen werden. 

Paris, 17. Dez. Wie verlautet, beabſichtigt die Re⸗ 
gierung, nach Genehmigung der beiden proviſoriſcheu Budget⸗ 
Zwölftel und des franzöſiſch⸗ſchweizeriſchen Handels vertrages, 
über welchen der Kammer heute ein Bericht vorgelegt worden 
en parlamentariſche Sejftion am nächſten Sonnabend zu 

eßen. N 

Paris, 18. Dez. Nach hier eingetroffenen Meldungen aus 
Rio de Janeiro ſind Olympio Abreu zum Miniſter für Handel 
und Ackerbau und Pauloz Queiroz zum Miniſter für Auswärtiges 
ernannt worden. 

Die Verſchmelzung der Bank von Brafilten mit der Bank der 
Vereinigten Staaten von Braftlien iſt nunmehr beſchloſſen worden. 
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Marſeille, 1 Der afrikaniſche Forſchunsreiſende 
Monteil iſt auf der Rückkehr aus Dean ür e 

Brüſſel, 17. Dez. Der Konflikt zwiſchen dem Kongo» 
ſtaate und der Geſellſchaft des Obern Kongo iſt durch einen 
ſoeben zu Stande gekommenen Vergleich beigelegt worden. 

Brüſſel, 17. Dez. Heute Vormittag fand in der Ka⸗ 
ſerne der Grenadiere die Einſtellung des Prinzen Albert, Sohnes 
des Grafen von Flandern, als Unterlieutenant in das Grenadier⸗ 
Regiment ſtatt. Der König, die Königin, die Prinzeſſin Kle⸗ 
mentine, der Graf und die Gräfin von Flandern mit den Prin⸗ 
zeſſinnen Henriette und Joſephine ſowie die geſammte Genera⸗ 
lität wohnten der Feier bei. Der König hielt eine Anſprache, 
in welcher er den Prinzen zu ſeinem Eintritt in die Armee be⸗ 
glückwünſchte, mit warmen Worten der belgiſchen Armee ſowie 
den Offizieren derſelben Anerkennung zollte, welche weſentlich 
zur Gründung und Entwickelung des Kongoſtaates beigetragen 
hätten und ſchließlich den Prinzen auf ſeine der Fahne gegen⸗ 
über übernommenen Pflichten verwies. Der Kriegsminiſter 
dankte den König im Namen der Armee. 

Brüſſel, 17. Dez. Die Münzkonferenz nahm heute auf Anz 
trag des italteniſchen Delegirten Baron de Renzis, welcher von 
Montefiore⸗Levi unterftügt wurde, nachfolgende Reſolution an: 
Die internationale Münzkonferenz erkennt den hohen Werth der 
Argumente an, welche ſowohl in den der Konferenz vorgelegten 
Berichten enthalten wie auch bei den Berathungen der Konfe⸗ 
renz zu Tage getreten ſind, dieſelbe behält ſich jedoch ihr weiteres 
Urtheil über die ihrer Prüfung unterbreiteten Materien 
vor und ſpricht der Regierung der Vereinigten Staaten 
von Nord = Amerika ihren Dank dafür aus, daß dieſelbe 
zu der Konferenz Anlaß gegeben hat. Die Konferenz 
vertagt ihre Arbeiten nunmehr und beſchließt unter dem Vorbehalte 
der Zuſtimmung der betheiligten Regierungen am 30. Mai k. J. 
wieder zuſammenzutreten. Die Konferenz ſpricht den Wunſch aus, 
daß man während dieſes Zeitraumes die Frage von Grund aus 
ſtudire, damit man zu einem Einvernehmen gelange, welches den 
Grundprinzipien der Münzpolttik der verſchiedenen Länder keinen 
Eintrag thut. 

Madrid, 18. Dez. Gutem Vernehmen nach hat die 
Regierung beſchloſſen, die allgemeinen Wahlen im kommenden 
März ſtattfinden zu laſſen. 

Sofia, 17. Dez. In der „Swoboda“ wird unter den⸗ 
jenigen Perſonen, denen von der Sobranje die Naturaliſation 
ertheilt worden iſt, auch der ruſſiſche Unterthan Jacobſon ge⸗ 
nannt Dieſer Jacobſon iſt der berüchtigte frühere Dragoman 
des ruſſiſchen Konſulats in Ruſtſchuk. 


Ferrieres, 19. Dez. Alphonſe Rothſchild erhielt auf 
der Jagd durch einen Prellſchuß etwas Blei in das rechte 
Auge. Die ärztliche Unterſuchung ergab einen befriedigenden 


Zuſtand. 
Der Naturforſcher Richard Owen 


London, 19. Dez. 
iſt geſtern geſtorben. 

Sofia, 19. Dez. Der „Balcanique“ iſt ermächtigt, die 
in der Auslandspreſſe verbreiteten Gerüchte von einem Hei⸗ 
rathsprojekte des Prinzen Ferdinand als jeder Begründung 
entbehrende Vermuthung zu bezeichnen. 


Handel und Verkehr. 


n Die Reichsbank ermäßigte ihren Privatſatz 
auf 3¼ Prozent. 


Verein der wohlthätigen Freunde. 


Die Beerdigung unſeres Vereinsmitglteds Herrn 
Josep 


Basch 
findet Montag, den 19. d. M., Nachmittags 2 Uhr vom 
Trauerhauſe Alter Markt 53/54 aus ſtatt. Der Vorſtand. 
Unſer Vorſtands⸗ Mitglied Herr 


Joseph Basch 


iſt verſtorben. Die Beerdigung findet Montag, den 19. Dezember, 
Nachmittags 2 Uhr vom Trauerhauſe Alter Markt 53/54 ſtatt. 
Die geehrten Mitglieder werden gebeten, ſich zahlreich ein⸗ 


zufinden. 
Der Vorſtand des Friedens⸗Vereins. 


Meteorologiſche en ABER zu Poſen 
im Dezember 1892. 


Dat u m baz auf 5 | emp 
r. reduz. inmm Win d. Wett er. 1. Celſ 

Stund e.ſ 6g m Se öhe G 
17. Nachm. 62,0 > bedeckt 
17. Abends 9 76,9 SW mähig | bedeckt +40 
18. Morgs. 7 760, SW friſch bedeckt ＋ 5,4 
18. Nachm. 2 768,4 SW ſtark bedeckt + 5,2 
18. Abends 9 755,4 SW ſtürmiſch bedeckt 4 4,5 
19. Morgs. 753.6 SW ſtürmiſch bedeckt +65 

Am 17. Dez. Wärme⸗Maximum + 4,1 Celſ. 

Am 17. ärme⸗Minimum + 2,0° = 

Am 18. Wärme⸗Maximum + 67° = 

Am 18. Wärme⸗Minimum + 4% = 


nn und Vörſenberichte. 


nd e. 
Breslau, 17. Dez. (Schlußkurſe.) Bergwerke ermattend. 
Neue Zproz. Reichsagleihe 86,00, 3 / proz. L.⸗Pfandor. 97,90, 
Konſol. Türken 21,75, Türk. Looſe 89,50, Aproz. ung. Goldrente 
96,10, Bresl. Distontobant 96,75, Breslauer Wechslerbant 96,10, 
Kreditaktien 166,90, Schleſ. Bankverein 111,00, Donnersmarckhütte 
81,00, Flöther aan au —, , Kattomiger Aktten⸗Geſellſchaft 
für Bergbau u. Hüttenbetrieb 110,00, Oberſchleſ. Eiſenbahn 42,25, 
Oberſchleſ. Portland⸗Zement 64,00, Schleſ. Cement 113,50, Oppeln. 
ement 84 00, D. Zement — —, Pramiia 124,00, Schlei. 
inkaktien 186,75, Laurahütte 95,90, Verein. Oelfabr. — —, 
eſterreich. Banknaten 169,55, Aufl. Banknoten 203,50, Gieſel 
Cement 70,00. 


5 Produkten⸗Kurſe. 

Köln, 17. Dez. (Getreidemarkt.) Weizen loko hieſiger 15,75, 
do. fremder loko 17,00, per März 16,10, per ai —.—. 
Rogger hieſiger loko 14,50, fremder loko 15,75, per März 13.90, 
per Mail —,—. Hafer bieſiger loko 14,75, fremder ——. Rüböl 
loko 54.00 per Mat 52,20, ver Okt. —, . — Wetter: Trübe. 

Bremen, 17. Dezember. (Börſen⸗Schlußbericht. Kaffinirtes. 
Petroleum. (Offizielle Notir. der Bremer Petroleumbörſe.) Faß⸗ 
zollfrei. Sehr feſt. Joko 5,50 bez. 


5 


RE, 


2 


* 
Br: 


3 


Ham 
Rohzucker Su Produkt 
an Bord Hamburg per 


Hamburg, 17. Dez. 
aver«ge Santos per Dezbr. 
— a Behauptet. 
mburg, 17. Dez. 


PREIS er loto neuer 150—152. — Roggen loko ruhig. mecklenb 
loko ruhig, tranſito 110 —112. Hafer 


5 loko neuer. 130—134, ruf. 


77½, ver März 76, per Mai 74%, 


Getreidemarkt. Weizen lolo zubig, 5.50 Gd 
Certifikates, pr. Januar —. Stetig. Schmalz loko 10,25, do. Rohe 
u. Brothers 10,50. Zucker (Fair refining Muscovad.) 3. Mais 


RE, * Zuckermarkt. Schlußbericht. 
aſis 88 pCt. Rendement neue Uſance frei | preis, 
Dezbr. 14.00, per Januar 14,05, 
per März 14,2 ½ per Mai 14,30. Still. 


Rüben: Käuferpreis, April-Mat 5½¼, Werth, Mai⸗Juni 9% 8 5 f 


ruhig. Gerſte ruhig. Rüböl 8 matt, loko 52 1 loko] (New) 


— 

N flau, d. Dez. 21%, Br., v. Dez.⸗Jan. 21 Br., p. 
9 April Mai 21% Br, per i 

j beſſer ümfatz 1500 Sack. — Petroleum ſtill, 

0 loko 5.25 Br., nen Jan.⸗März 5,20 Br. — Wetter: Mil 

Peſt, 17. Dez Produktenmarkt. Weizen 

8 Frübiahr 7,41 Gd., 7,42 Br., per Herbſt 7,54 Gd., 7,55 Br. Hafer 
ver Frübiahr 5,50 Wg, 5,52 Br. 


Paris, 17. Dez. Getr 


p. Dezember 20,80, p. Januar 21, 


b eber : Schön. 


p. März⸗Juni 21,70. — Roggen ruhig, 


Mörz⸗Juni 14,10. — Mehl ruhig, 


47,50, ber Jan. ⸗April 47,60, p. März⸗ 


Juni 41 25. 


mſterdam, 17. Dez. 


miterdam 17. Dez. 


Antwerpen, 17. Dez. 
Roggen ruhig. Hafer träge. 
London, 
Wetter: Bewöl 
Rohzucker lolo — ruhig. 
Liverpool, 17. Dez., 
do., Aug.⸗ 


Stetig 


un 


Petersburg. 22 
Warschau ....| 4½ 
In Berl. 4.Lomb. 7 


Bouv Ir 
— — 

8016.80 lars ‚1825 be 

Engl. Not. 1Pfd.Steri. | 20,33 be 


— — 4 107,00 G 
8 350 f 


e 


— ee 

Pras.cons Anl. 5 106,75 G. 
do. 
do. 3 85,90 G. 


40. 
Sorips, in 
805 Be 2: 100) 


mrk.neue| 3¼ | 98,00 be 


Ostpreuss 314| 96,10 626. 
462540 8 


Pfandbrieie 


Bad. Eisenb.. A. 

Bayer. Ar 4 1106,80 G. 
Brem. A. 1892| 3½ | 97,50 be G. 
Hmb. 8 50 3% 12 

do. do. 1886 31 85,10 be 


Bad.Präm.-An.| 4 438,40 be 
sayr, |Pr.-Anl,| 4 141.25 . 


1 als per Mai⸗Junt 1893 4,18 
15 Gd., 4,80 Br. Kohlraps per Auguft- Sept. 11.60 Gd, 11,65 Br. - 


eidemarkt. (Schluß.) 


ne white y 


Weizen ER 
10, . Januar⸗April 21,30, 


n. Febr. weizen loto 76%, Kaffee Rio Nr 7. 16%. Mehl (Spring cleare) 
Mai⸗Juni — * Kaffee se Getreidefracht 1. Kupfer 12.25— 12,50. Rother Weizen per 
Dezbr. 74%, per Jan. 75, ver Mai 79%, per Juli 80%. 


de. Kaſſer 


flau, per Der Werth der 1 der vergangenen Woche eingeführten 
Waaren betrug 12 351515 Dollars gegen 11 701 263 Dollars in der 
Vorwoche, davon für Stoffe 2 354 470 Dollars gegen 2 232 698 
Dollars in der Vorwoche. 

Chicago, 17. Dez. Weizen per Dezbr. 70% per Mat 76 ½, 
Mais per Dezember 41¼. Speck ſhort clear nom. Pork per 
Januar 15,92 ½, 


Dezbr. 13,50, ver 


er Dez 48,10 per Januar 


Juni 47,70. 


träge, v. Dez. 5625, p. Jan. 56.75, v. Jan.⸗April 57,00, ». März⸗ 
Juni 57,75. — Spiritus behpt., ber Dezbr. 46,25, 
46,50, per Jan.⸗April 46,50, 


SEE. ag, 17. Dez. Schluß.) Rohzucker behpt., 
38,25 à 38,50. Weißer Zucker ruhig, Nx. 3, per 10⁰ Kilogramm per 
Dezbr. 40,00, p. Jan. 40,25, per Jan.⸗April 40,75, p. März⸗ 


9. Mai⸗Auguſt 46,75. — Wetter 
88 Proz. loo 


Havre, 17. Dez. Telegr. der Hamb. Wing 5 eat Biegler 
u. Co.) Kaffee in Newyork ſchloß mit 25 
Rio 7000 Sack, Santos 12 000 
8 17. Dez. (Telegr. 98555 Firma Peimann Ziegler 
u. Co.), Kaffee, good average! Santos, v. Dez. 1002,00, p. März 
96,75, Ras Mai 95, 5 Behauptet. 
Getreidemarkt. 
169, ren —— 170. Roggen p. März 124, p. Mat 


Bancazinn 56 


Comp.) Wolle. La Plata⸗Zug, Type 
Mai 4,60, Auguſt 4,70 Käufer. 
Antwerpen, 17. Dez. Getreldemarkt. ee Ya 


Amſterdam, 17. Dez Java⸗Kaffee good ordinary 56. 

Antwerpen, 17. Dez. Petroleummarkt * Raf⸗ 
finirtes Type weiß lolo 12 ⅛ bez. u. Br. 
Jan. 13 Br., per Jan. März 13˙ Br. 


ints Hauſſe. 
Sack, Rezettes für geſtern. 


Weizen ver März 
121. 


Rüböl 


per Jan.⸗ 


gehend 


ruhig; 


B., per Fanuar 4,50, ruhig, 


Gerſte vernachläſſigt. 


Feste Umrechnung I L I Livre Sterling = 29 M. 


Amsterdam..| 2½ A, 

London ... 0,33 be B. 
Paris 2˙% 27. 8 30 
Wien ana 8 T. 


do. Daira-s. 
|Finnländ. 


"de. 5 


0 Id 


—5 Dez. An der Küſte 1 Welzenladung angeboten. 
London, 17 Dez. 96 pCt. Javazucker loko 16 ruhig, Rüben⸗ 


1 ers Chili⸗Kupfer 46'%,,, per 3 Monat 47¼ 
Liverpoo Dez. Baumwolle. Muth⸗ 
. Und 8500 B. 5 — Tages 


Nachm. 12 10 


0 ) 


esimport 29 


r 50 Min 8 
gen 7000 Ball., davon für Spekulation und Export 3000 Ball. 


Stetzg . amerikan. Lieferungen: 


ember-$an. 5½, Ver⸗ | Börfe verhältnißmäßig feſt; die Preiſe fte 
käuf e „ger. 5 0 5¹ Sept b 3 5 fe 


ul ger, als geſtern. Die Zuführen N ziemlich gut. Hafer 
n 


Mai 5 


432,80 bz. 
428,60 be 
530 G. 


5 


3/a 


2 — be 
| 
58,30 . 
riech. 6018.4 5 64,60 be G. 
do. oons. Gold 4 49,75 be G. 
do. Pir.-Lar.| 5 58,75 bzG. 
Italien. Rente..| 5 92,40 8. 
Kopenh. St.-A.| 31/, | 92,20 B. 
issab. St. A. l. u 4 | 49,00 bd. 
Mexikan. Anl...| 6 78,90 bz 
osk.Stadt-A. | 5 63,20 B. 
or. Nyp-ObI 3% | 91,00 8. 
o-. Com. A. 88. 3 
Oest. G.-Rent.| 4 98,25 bzB. 
do. Pap.-Rnt.| 4, | 82,66 f. 
do. 5 85,25 8. 
do.Silb.-Rent.| 4%½ | 82,10G 
10. 250 Fl. 54. 4 123.80 d. 
o. Kr 100058) — 334,25 be G. 
o. 1860er L. 5 126,40 d. 
do. 1884er l. — 327,25 be 
oln.Pf-Br. l- V5 63,50 be B. 
do. Liq.-Pf.- r 4 62,10 G. 
ortugies. Anl. 
4888—89| 4% 32,30 G 
aab-Gr.Pr.-A.| 4 104,30 be G. 
öm. Stadt-A.| 4 86,50 bzG. 
II. Il. vi. 4582,75 bz 
um. Staats-A. 4 
do. do. Rente 4 
a0. ao, fund. 5 402,40 be G. 
do neun: 5 97,00 bz 
1822 3 5 
1859] 3 82,50 be 
1880| 2/4 | 97,10 6 
1887| 74 
127505 
>| gu 
18880 8 % 
1890) K 4 
uss. Goldrent| 6 103,80 . 
84stpfl. 5 404,00 Gd. 
1. Orient 1877 5 
. Orient 18285 64,30 be B. 
n. Orient 1879 5 66,30 be G. 
ikolai-Obl . 4 97,50 be 
ol. Sohatz-O..| 4 
Pr.-Ant. 1864..|5 152,30 G. 
19866. ß 139,60 be 
Bodkr.-Pfdbr...| 5 
neue.. 22 99,00 bzG 
edische .. 2 94,30 be & 
Schw. 1890 ½ 94,50 bed. 
do. d. 48803 


5% Käuferpreis, 


1, 17. Dez., Nachm. 4 Uhr 10 Min. 
Buics 7000 27 davon für Spekulation und Export 3000 Ballen. 


Mwdl. amerikan. Lieferungen: 
Jan.⸗FJebr. 5% do., Febr.⸗März 5/1 do., 


Baumwolle. 


00. = 4%, N. 40 


niedriger, 


fttales ver Jan. —. Weizen per Mai 80 ¼. 

Kaffee. (Nachmittagsbericht). Good Newyork, 17: De. Waarenbericht. Baumwolle in New⸗ 
York 10, do in New⸗Orleans 9½¼8. — Raff. Petroleum Standard 

Bun in New-Nort 5,55, do. Standard white in Philadelphia 


Newyork, 17. Dezbr. Weizen p. Dez. 74¼ C., p. Jan 
Berlin, 18. Dez. Wetter: Naßkalt. 


Berlin, 17. Dez. Die heutige Börſe eröffnete in abgeſchwächter 
Haltung und mit zumeiſt etwas niedrigeren Kurſen auf ſpekula⸗ 
tivem Gebiet. — Die von den fremden Börſenplätzen vorliegenden 
Tendenzmeldungen lauteten wenig günſtig, und auch andere aus⸗ 
wärtige Nachrichten wirkten verſtimmend. — Das Geſchäft ent⸗ 
wickelte ſich anfangs ruhig, geſtaltete ſich aber weiterhin vorüber⸗ 


etwas an Feſtigkeit gewann. Der ſpätere Verlauf des erh 
erichten bis zum Schluß wieder ſchwankend und ſchwach. — 

Kapitalsmarkt bewahrte ziemlich feſte Haltung für heimiſche solide 
Anlagen bei ruhigem Handel; Deutſche Reichs⸗ und Preußiſche 
konſoltdirte Anleihen behauptet. — Fremde, feſten Zins tragende 
ig waren n Bun verändert und gleichfalls 


rente ſchwächer. — Der Privatdistont wurde mit 3 Proz. notirt. 
— Auf internationalem Gebiet gingen Oeſterreichiſche Kreditaktien 
per Dez. 12½ Br., p. zu etwas ſchwächerer und wenig ſchwankender Notiz mäßig leb⸗ 
ubig. * galt 7 5 ag Ae 1 a 7 
eſt, aber ruhig; weizeriſche Bahnen ſchwach und unbele 

(Zeleyr. der Vecren Wilkens und Gotthardbahn matter. — 2 Eiſenbahnaktien ſchwächer und 
namentlich Lübeck = 

preußiſche 
tiven Deviſen zu weichenden Notirungen etwas lebhafter, nament⸗ 
lich Diskonto-Kommandit⸗, Bean n Antheile 
und Aktien der Dresdner Bank niedriger. — Induſtriepapiere 
ſchwach und ruhig; Montanwerthe matter. 


Ber 
Beigenpree age des dortigen höheren Geldſtandes geſtern bis 
1/8 c. zurück. Sier war die Haltung für Weizen heutein Folge 
deſſen ſchwach, 


hintere Sichten 1%, M. Rüböl bei großer Zurück⸗ 
an der Abgeber etwas feſter. In Spiritus wird die 
Lokozufuhr 0 f nu von Reporteuren aufgenommen; die Preiſe 
gaben nur 10 Pf. n Für Termine lagen von Kommifitonären 
ſtärkere a für . ges Schleſien und Poſen vor, jo 
daß = ee ſe a 29 gaben = 
eizen (mit Ausſchluß don anne zen) per 1000 Kllogr. 
Loko Still. Gernrne 9 eraiier a digt 300 Tonnen. Fünbigmeabe 
preis 148 M. Solo 140—154 M. nach Qualität. Lieferungs⸗ 
qualität 5 8 a gelber märk. —, per dieſen Monat 148—147%,, 
55 Mal⸗ Ju Juni 1505 1152775 1525 va 8 ri Sun 1548 5 
— —15 e er Juni⸗Juli 15 
154.2 —1545 b 3, per Juni⸗J 1558 
Roggen per, 10% 8 Loks Timerfältines SnE Ter⸗ 
onnen. Kündiaungsprets 133 . 


Ard, 5% Käuferpreis, Juli⸗Auguſt 5 
wyork, 17. Dez (Anfangsturfe.) Petroleum de 5 cer⸗ 


Rohes Petroleum in New⸗York 5,35, do. Pipeline 


p. Dezbr. 50 ¾, p. Jan. 507, 1 Mai 52%. Rother Winter⸗ 


Nr. 7 law ord. > Jan. 15,90, p. März 15,55. 


— . an. —, x Jan ⸗Febr. e —, ber März⸗Abril — 


1735 „der a 136, 25130 bez. Künd. Schein v. 9. 952 
5 u erk 
Gerſte ser 1000 Kilogr. Viel an . 1 und kl 
140— 7 e 1 * W nad Qua 8 * . 
per ar ofo rs 5 er. ermine 
Ru Gekündtat 100 Tonnen Kündigungspreis 141,5 M. Loko 
158 W. nuch Qualität Lieferungsqualität 140 . 915. — 
mittel bis guter 138 142 bez., feiner 143—147 bez., preußif 
mittel bis guter 137—142 bez., feiner 143—147 bez., ſchleſiſ 
mittel bis guter 139—143 bez., feiner 143—148 bez., ber dieſen 
Monat 141,5 bez., per Dez.⸗ Januar —, per April⸗Mai 137,5 be, 
per Mat: Juni —, per Juni⸗Juli —. 
Mais per 1000 Kilogramm. Loko unverändert. 8 
niedriger. Get. — Tonnen. Kündiaungspreis — M. Loke 
bis 130 5 55 3 u per 1107 5 8 116,75 — 


Fonds⸗ und Aktien⸗Börſe. 


etwas regſamer, als infolge von Deckungskäufen die Haltung 


Ruſſiſche Noten unverändert; Ungariſche 4 prozentige Gold⸗ 17,55 bez 


Rübs! per 100 Kilogr. mit f eſter. Gekündigt — 
Ztr. on enie 5 eg Loko mit Sa = ohne Faß 0 per 
dieſen Monat — M., per Al Lea 49,7 
Beirolenm ohne Handel. 
5 Srodene 5 d rte. > we Bestie ID. 
er dieſen euchte Kartoffe rie 
100 Silo brutto incl. Sack per dieſen Monat 9,90 5 d. - 
artoffe a I per 100 Kilo brutto 22 Sack. Per 
dec Selen 1865 it 50 M. Verbrauchsabgab 100 L 
Spirttu m erbrauchsabgabe — 
Proz. = 10000 Proz. nach Tralles. ekün Mn —.— 2196 
digungspreis — M. Loko ohne Faß 50,9 bez. 
Spiritus mit 70 M. Verbrauch abgabe per 100 Nur. 
100 Proz. = 10000 Proz. nach Tralles. „5 — 
Kanu —. Loco ohne Faß 31,4 
Spiritus mit 50 M. Ohne Handel. 


2 5 Martenburg-Mlawka und Oſt⸗ 
Südbahn nachgebend. — Bankaktien ruhig; die ſpekula⸗ 


»rodukten-Börfe, 
7. Dez. In den Vereinigten Staaten gingen die à 


ie Preiſe büßten ca. 1 M. ein. Die Zufuhr 


war etwas ſtärker und fand nur langſam Unterkommen. Roggen] 30 000 Liter. Kündiaungspreis 30, Loko mit ar —, 
war am Frühmarkt matt und niedriger, la f aber an der e er dieſen Monat und per Dezbr.⸗Jan. 30,6—30,4 1 2 per 
ten fich nur um ½ M.] Jan.⸗Febr —, per 1 — 15 Be der A 2 bis 


Sp Schuld. 
Türk A. 1865 n 


mäßigte Offerten zu 87—88 M. cif Hamburg von Bulgarien und 
der Donau am Markt. Die Berichte über die dortige Ernte lauten [7 
ſehr günſtig. Die letzten 3 . age: zeigen 
Dezbr.⸗Jan. 5%, erth, bereits 


März⸗April 1 5 forcirte Zufuhren von Hamburg erwartet, verloren nahe Sichten 


d wenig verändert. Von Ma waren heute ferner er⸗ 


3 Nr. C u. 1 RL 8 bez., bo. feine Marken 
Nr. O u. 1 18,25 —17,50 Re 1,5 Mt. höher als Nr. On. 
ad, 


etter noch 
1 vr 100 Alida. bs. inkl. 


feinſte Qualitäten. Da man bei dem milden 


400 Hud. 1 wm 320 M. 4 Gulden österr. W. == 2 M. 7 Gulden südd. W. 12 m. 4 Gulden holl. W. 4 M. 70 Pf., I France oder I Lira oder I Peseta — 80 Pf. 
Schw. Hyp.-Pf. 3 1 55 G Wrsch.-Teres.| 5 3 5 Hyp. -B. l. (rz. 120041 auges. Humb. 
RER Pcb. 82,75 bzB. IWrsch.-Wien 175 Südöst- B. (Lb.) 3 64,00 do. do. VI. (rz. 1100/5 Moabit 
do. Rente 5 75, 90 be G. I[Weichselbahn — do. Obligation. 5 1104,75 bed. | do. div.Ser.(rz.100)|4 102,30 bra Passage f 
do. neue 85 75,90 cd lamst.-Rotterd, 2 | 80. Cold Frier 4 | 96,20 8. do. do. (rz. 400) 97,20 bed U. 0. 7 0 
stockh. fl. 85. 4/, 1102,40 bc these 8 | =; 4 Bori. Elokt.-W.19 1137,00 8 


Ital.Mitteim. ....! 5½ 1 bz Brest - ee 5 


63,50 G 17 do. 
’ Ital.Merid.-Bah 08 27 chies .B. Yon m. 400) 4 


5 891 855 [18 
4 453,90 be |Baltische gar. „ 96,30 G. 
4 
Lüttich-Lmb.. 22,25 be Nivang.-De mbr. 16 99,75 G 0, 5 
Pfd,Sterl,ov. 4 us P en 248 64,00 e 0 10 be o. do. (72.100) 3j 32.75 G IBert. Book-Br.....| 0 0 G 
do. do. 6 1 Schweiz. Centr 4, 445,70 be do. 41889 : 94,20 bz tettin. ur gg Or. 5 Schultheiss-Br....|16 220,50 be G. 
Ge.consonaols |" 4. Nordost| 5 105,80. fle. Chark. 9900 8 46. 48.62. 200 P 
do. Zoll. Obiig 5 455 Werk x 2 25 be e oon 4 80426 82 ynamit Trust...14 138,20 be 
Trk,400Frc.-L| — | 90,30 bzG [westsicilian. ..| 3%, | 60,90 bz_fLosowo-Sebast. | 5 l 6 835,75 8. 
Mosco- Jaroslaw 5 12 1728 
j A Kat do. Kursk gar.|4 | 86,70 B8.1.Sprit-Prod.H| 3 | 63,00 C N 
Eisenb. Stamm-Priorität. | do. Rjäsan gar. 4 92,20 Bert. Cassenver.| 61/, 134,50 & 20 1256,50 8 
Aitdm. Coſberg 41 1142,50 bz |] 40.Smolenskg.|5 400,90 do. Handelsges.| 7½ 1132,50 bz 173,25 G. 
Bresi-Warsch.| 1% 47,50 be Ne m 90,9 do. Maklerver. 7,75 & 124.00 G 
ET. Rjäsan-Koziowg 4 | 94,0 98,75.B. 
U Paui-Neu-Rup.| 5 Rjaschk- Soo 5 100½2 8 2 
Eisenbahn-Stamm-Aktien. jPrignitz.....] 4 104,00 ve. Er 5 be 
Aachen-Mastr.., 3, | 59,90 be Dortm.-Gron...| 4½ 12,50 a Südwestb. gar.. 4 | 93,4 ’ En 
Altenbg.-Zeitz 10,11 206,00 G Marienb Mlawk| 5 108,00 be JTranskaukas. g. 8 78,9 
as 0 | ee e e 8 re Miersen-wienn:| 2 |'9e8 br 
. -Verdng bz stpr. AR) 7 be 5 
Dortm.-Ensch.| 4½ | 98,60 bzG. [Saalbahn ........ 3½ 88,50 bz Ma ne . 1 | 223 2 
Eutin. Ldbeck - 4½ | 44,30 bz Weimar-Gera | 3 79,90 8 ur toe: Seo .. [ 88,5 be d 
Frakt..Gütorb 975 225.50 be e ETT natol.Goid-Obl 5 | 86,9 
udwsh.-Bexb f Risenb,-Prioritäts-Obligat.fGotthardbahnov. 103, 00 G 
öübeck-Büch...| 6¼ 137, 20 bzG. tal. Eisenb.-Obl. 3 56,2 7 
ainz-Ludwsh 2 440,00 bz erg Märkisch 3, | 99,10 &. ISerb. Hyp.-Obt..!5 | 7 2 h — 
1 1½% 57,60 be 1 4 do. e — 5 ‚50 bz@& 
eckl.Fr.Franz BrsiSchwFrbi üd-Ital. Bahn... 
Nörsohl, Märk.| 4 |104,80 eG Jüresi-Warsch.| 5 Sg) 5½ 32.99 8 
Ostpr. Sudb. 4 3 bz zLudwh 68 - 35 8820 llinois-Eisenb. 4 Ko: . 6 | 70,00 8. 
Baslbahn eee 23, | 21,50 6 Go ara! 88130 & Paten „u... re 8 „Berl. ..421/,|248,00 bed 
Stargrd-Posen Wa 102,10 G. Oberschl.LitB 3½ | 99,00 Northern Pacifio| 6 oh. mus . Pferdeb...) 4 92,10 & 
eimar-Gara.. 12,0 bc | do. Lit. E. . 3½ | 99,00 8 ieee — 44, 82,00 & 
Werrabahn. * — | 64,25 be do. EM. . 1879 Southern Pacifiol 6 14,40 G HN = 9 ur u az 
* F : ationalbk. f. D.| 6¼ [410,90 bz 27 1.0050 
Aussig-Teplitz| 20 |408,50 be feier 44, Hypotheken-Oertifikate. Herd. Cd, ce 0 °| 78,00 b hiess a 
. Westb.| 7 RechteOderuf.| | ___ "fDanz. Hypoth.-Bankja R 8 44 166,90 be 45 202,78 be 
Brünn. Lokalb. 70 78,25 bz Albrechtsbgar| 5 Otsche. Grd.-Kr.-Pr. 3511,90 B. 14 
uschinerader 404 Busch Gold-O.| 41/, 403, 0 b: | do. do. 1.134 407,25 K. 6 13½ 449,00 bzB. 
Canada Pacifb. 87,20 bz Dux-Bodenb. l. 5 do. do. Ill. abg. 33 98,50 12 125,75 bz 
Dux-Bodenb....| 12 Dux-PragG-Pr. 5 1108,50 G do. = IV. abg. 31 98,50 G. — 131,0 bed. 
Galiz. Karl-L....| — 92,25 555 do. 4 99,70 8. do. V. ih 34| 93,60 G. — 118,25 de Gd. 
Graz-Köflsch...| 7 406,90 8. ranz.-Josefb.| 4 82,10 G. do. Hp. B. — IV. v. V. 5 442, 756 — | 77,00 . 
schau- Od. — GKLudw. A* 4½ 84,30 C. do. do. "2 102,20 bz — | 57,06 beB. 
Kronpr.Rud...... 4% 37 50 bzG do. do. 18900 4 80,90 & do. do. 20 95,50 G. 12 13480 br 
Lemberg-Cz.... 4,40 G asch-Oderb. b. Hyp.- bf. (rz 100) 4 12 106,00 br 
Oester.Staatsb) 4 Gold-Pr.g.| 4 G do. do. (unkund. — 33,50 bzG. 
= Lokalb.| — 77,25 bz KronpRudolfb.| 4 84,00 G. bar bis 1/1. 2000)% |400,70 be 0 34,00 8. 
Nordw.| 4%, | 89,00 G. Ido.Salzkammg| 4 100, 80 bzG| do. do. (rz400)34| 95,00 be 8 94,80 be 
* Lit. B. Elb. 5 IM 96,20 be. ÄLmbCzern.stfr) 4 80,70 bz B. Meininger 55 -Pfdb.|4 102,00 bzG — | 99,00bz G. 
Raab-Oedenb. | !/; | 20,70 bz o. do. stpfl. 4 do. r. - Pfdbr. 4 128,30 f. — 102 00 8. 
Reichenb.-P. | — Oest. Stb. alt, g. 3 79,90 G. fPomm. 5 -Akt. 2 42,3018. 
Südöstr.(Lb.)..) % | 39,10 G do. Staats -I. Ii. 3 108,10 G. JB.-Pfandbr. Ill. u. IV.|4 102, 0 bzG. 6 1|409,00@ 
amin-Land do. Gold-Prio.) 4 100, 30 bzG 5 B.-Cr.unkb(rz140)|5 112,75 6. — 15258. 
gel Eisen. 2828 r Mo.norawestb 5% 81,20 C | do. dor 1 51287 & . Undustrie-Fapiere 9 899 K 
Donetzbahn 99,70 bz do.NdwB.G-Pr| 5 107,25 be do. do.%,(rz.140)|43 |4141,00 B. allg. Elekt.-Ges.| 9 135,40 bz do. Zinkhütte 18 4187, 00 G. 
vang. Domb...|5 100,90 8. do. Lt. B. Elbth.] 5 90,75 8. do. do. (rz. 100) ni 190,80 8. nglo Ct. Guano ze 149 90 bzG. | do. do. St.-Pr...|18 187.00 b G 
Kursk-Kiew .... 5 Raab-Oedenb. Pr.Cent.-Pf.(rz. 100) 101,20 . Berl.-Charl.| 7 963,00 b G. tolb. Zink-H. 34,0 be 
Mosoo-Brast .. Gold- Pr . 3 68,20 G do. do. (rz. 100) 3 95, 10 bd & City St.-Pr...| 0 81,40 G do. St.-Prasu]| 7 108, 40 — 
ss. Staatsb.. 6,58 4129,50 br Reichenb.-Pr. do. do. kündb, 1900/4 102,00 dea 2 }Dtsohe. Baul 3 78,75 . Tarnowitz o.. — 
do. Südwest..|5,93 C SVV 5 Pr. Centr.-Pf. Com-O|34 | 95,00 bea © AHann.St.-P...| 4½ | 70,25 6. o. do. St.-Pr.u..| 0 
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